
 

Dokumentationspflichten und 

Transparenz 

 

 

Nach §2 NachwG sind Arbeitgeber verpflichtet,  
•ihren Arbeitnehmern schriftliche Nachweise über alle 
wesentlichen Arbeitsbedingungen zu geben. 

•Dazu zählen unter anderem: 

•Gehalt, Arbeitszeiten, Urlaubstage. 

•Kündigungsfristen und die genaue Tätigkeitsbeschreibung. 
 

Ab 2025 wird die Möglichkeit geschaffen,  
•diese Informationen auch in elektronischer Form zu 
übermitteln.  

•Dies erleichtert den Verwaltungsaufwand erheblich, da 
Papierdokumente nicht mehr zwingend erforderlich sind. 
 

Die Einführung der elektronischen Übermittlung 
verlangt jedoch,  
•dass die Dokumente für den Arbeitnehmer zugänglich sind 
und sicher übermittelt werden.  

•Hierbei spielen vor allem Datenschutz und die 
Nachvollziehbarkeit der Zustellung eine zentrale Rolle. 
 
 



Elektronische Arbeitsverträge 
(§126a BGB) 

Eine der bedeutendsten Änderungen betrifft die 
elektronische Bereitstellung und Unterzeichnung von 
Arbeitsverträgen.  
•Arbeitgeber können ab 2025 Verträge in  

•elektronischer, ausdruckbarer Form bereitstellen,  

•solange die gesetzlichen Anforderungen nach §126a BGB 
eingehalten werden. 
 

Dabei ist die qualifizierte elektronische Signatur 
nurnotwendig,  
•wenn der Arbeitsvertrag ausschließlich digital abgeschlossen 
wird.  

•In allen anderen Fällen reicht es aus, den Arbeitnehmern  

•eine einfache digitale Kopie, etwa im PDF-Format, zur 
Verfügung zu stellen. 
 

Diese Änderungen vereinfachen nicht nur den 
Dokumentenaustausch,  
•sondern gewährleisten auch, dass Verträge in digitaler Form 
rechtsgültig sind.  

•Ausnahme:Dennoch  in bestimmten Branchen , wie dem 
Baugewerbe, bleiben die herkömmlichen Nachweispflichten 
bestehen (§2a Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz). 
 



Bußgeldvorschriften und 

Sanktionen 

 

Die Nichteinhaltung der neuen Nachweispflichten kann 
für Unternehmen kostspielig werden.  
•Verstöße gegen das Nachweisgesetz werden mit Bußgeldern 
bis zu 2.000 €je Einzelfall geahndet. 

•In Fällen systematischer Verstöße drohen deutlich höhere 
Strafen. 
 

Für Arbeitgeber bedeutet dies: 
•Eine rechtzeitige Implementierung der neuen Vorgaben ist 
unerlässlich, um Sanktionen zu vermeiden. 

•Die Schulung von Personalverantwortlichen über die neuen 
Anforderungen sollte Priorität haben. 
 

Durch die Reform steigt nicht nur die Verantwortung,  
•sondern auch die Kontrollintensität seitens der Behörden. 
 
 

Branchenbezogene 
Ausnahmen 
 

In Branchen mit erhöhtem Risiko für Schwarzarbeit,  
•wie dem Baugewerbe oder der Gebäudereinigung, 

•gelten weiterhin die herkömmlichen Nachweispflichten.  



•Diese Regelungen sind im §2a des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzesverankert. 
 

Hier dürfen keine digitalen Nachweise erbracht 
werden,  
•um Missbrauch zu vermeiden und den Schutz der 
Arbeitnehmerrechte sicherzustellen.  
 

Dies bedeutet,  
•dass Arbeitgeber in diesen Branchen weiterhin  

•auf Papierdokumente und persönliche Zustellung setzen 
müssen. 
 

Rechtsgrundlage:§2a 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
 
 

Datenschutzanforderungen 
bei der Übermittlung von 
Arbeitsverträgen 
 

Rechtsgrundlage: DSGVO und BDSG 

•Artikel 32 Absatz 1der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO): 
•Verarbeitung personenbezogener Daten nur mit 
angemessenen Sicherheitsmaßnahmen. 

•Schutzvor unbefugter Verarbeitung, Verlust oder Zugriff 
durch Dritte. 



•Besonderheit bei Arbeitsverträgen und 
Niederschriften: 
•Enthalten sensible, personenbezogene Daten (z. B. Gehalt, 
Sozialversicherungsnummer, Adresse). 

•Erfordern (Link:) erhöhte Sicherheitsmaßnahmen beim 
Versand,  

•Arbeitsgericht Suhl (ArbG) (Link:) Versand per E-Mail –
Anforderungen 

•Arbeitsverträge und Niederschriften dürfen nicht 
unverschlüsseltper E-Mail versendet werden. 

•Geeignete Maßnahmen: 
•Verschlüsselung mit 7-Zip 

•Empfehlungdes (Link:) Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik 
 
 

Folgen der Nichtbeachtung 
 

Rechtliche Konsequenzen 

•Bußgelder gemäß Art. 83 DSGVO: 
•Bis zu 20 Millionen € oder 4 % des weltweiten 
Jahresumsatzes. 

•Haftung gegenüber Arbeitnehmern: 
•Schadensersatzansprüche bei Datenschutzverstößen. 

•Beispiel: Offenlegung vertraulicher Informationen führt zu 
Reputations-oder finanziellen Schäden. 
 

Praktische Folgen für Unternehmen 

•Verlust des Vertrauens der Mitarbeiter. 



•Negative Auswirkungen auf die Arbeitgebermarke. 
 

Empfehlungen für den 
sicheren Versand 

 
 

Schritte zur Umsetzung 

•Verschlüsselung implementieren: 
•Siehe 7-Zip (folgt) 

•Regelmäßige Überprüfung der 
Datenschutzmaßnahmen: 
•Mitarbeiter schulen und  sensibilisieren 

•Einhaltung der DSGVO-und BDSG-Vorgaben sicherstellen. 

•Überprüfung der internen Prozesse. 

•Empfohlene Vorgehensweise bei E-Mails 
•Anhänge mit Arbeitsverträgen mit 7 Zip verschlüsseln und 
dann erst versenden. 

•Passwortübermittlung separat, z. B. telefonisch. 

•Das Passwort immer über einen anderen Weg übermitteln, 
als das verschlüsselte Dokument 
 


